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Vereinbarung

abgeschlossen zwischen

Österreichische Post AG
Haidingergasse 1
1030 Wien

Firmenbuch Nr.: 180219d
(nachfolgend: „Auftragnehmer“)

und 


[bitte ergänzen]
[bitte ergänzen] 

[bitte ergänzen]

 
(nachfolgend: „Auftraggeber“)

(nachfolgend Auftragnehmer und Auftraggeber gemeinsam auch „Vertragsparteien“ und einzeln „Vertragspartei“)
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1. Vertragsgenstand
1.1. Gegenstand dieser Vereinbarung ist die „duale Zustellung“ von Rückscheinbriefen, d.h. der Rückscheinbrief wird entweder elektronisch zugestellt (sog. „elektronischer Rückscheinbrief“) oder, sollte der Empfänger elektronisch nicht erreichbar sein, der Rückscheinbrief für die physische Zustellung vorbereitet (sog. „hybrider Rückscheinbrief“) und zur physischen Zustellung an die Österreichische Post AG als physischen Zusteller (nahfolgend: „Zusteller“) weitergeleitet. 
1.2. Neben der „dualen Zustellung“ besteht für den Auftraggeber optional auch die Möglichkeit, ohne Prüfung der elektronischen Zustellmöglichkeit im Vorfeld zu bestimmen, ob der Brief ausschließlich elektronisch oder physisch zugestellt werden soll.    
1.3. Für die Erbringung dieser Leistungen vereinbaren die Vertragsparteien im Einzelnen Folgendes: 
· Der Auftraggeber übermittelt über den Client Rückscheinbriefe als „pdf-Dateien“ (inkl. der vereinbarten Metadaten) an das Versandmodul des Auftragnehmers. 
· Das Versandmodul des Auftragnehmers überprüft (optional) die elektronische Erreichbarkeit des Empfängers bei einem Zustelldienst. Ist der Empfänger elektronisch erreichbar, wird der Rückscheinbrief an den Empfänger elektronisch übermittelt.

· Ist der Empfänger elektronisch nicht erreichbar, werden die Rückscheinbriefe vom Versandmodul des Auftragnehmers weiterverarbeitet, Avisodaten und Deckblatt generiert und mit dem generierten Deckblatt an die Druckstraße des Auftragnehmers weitergeleitet. Die Rückscheinbriefe werden samt dem generierten Deckblatt sodann gedruckt, kuvertiert und an den Zusteller übergeben.
· Die Informationen über den Rückverkehr werden vom Auftragnehmer im Client zur Verfügung gestellt.
1.4. Die physische Zustellung und der physische Rückverkehr durch den Zusteller ist nicht Gegenstand dieser Vereinbarung. Schriftstücke die auf Grund ihres Inhalts oder Beschaffenheit für das Versandmodul ungeeignet sind (wie z.B. Produktsamples, Plastikkarten, Geld), sind von der Beförderung ausgeschlossen.
1.5. Die Leistungserbringung erfolgt werktags Montag bis Freitag (außer Feiertagen).

2. Optionale Zusatzleistungen

2.1. Optional kann der Auftraggeber auch die Erstellung einer Amtssignatur bestellen. Dazu zählen folgende Leistungen: 

· Erstellung der Schlüsseldaten und Bestellung des Zertifikats bei A-Trust im Auftrag des Auftraggebers durch den Auftragnehmer. Das Zertifikat (A.Sign Amtssignatur) wird seitens A-Trust direkt an den Auftraggeber verrechnet. Die aktuellen Kosten sind auf der Homepage von A-Trust (www.a-trust.at) ersichtlich. 

· Gestaltung der visuellen Ausprägung der Amtssignatur (Bildmarke, Prüfhinweis, Signaturvermerk) durch den Auftragnehmer.
· Vorschlag für einen Kundmachungstext auf der Webseite des Auftraggebers im HTML-Format. 

· Vorschlag für die gesicherte Veröffentlichung der Bildmarke.
3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers


3.1. Das Versandmodul wird vom Auftragnehmer so konfiguriert, dass es Daten empfangen und weiterverarbeiten kann. Der Auftraggeber wird als Mandant im Versandmodul gespeichert. Der Auftraggeber stellt sicher, dass die mit Auftragnehmer gemeinsam definierten Dokumentenarten in das Versandmodul eingeliefert werden. 

3.2. Die verwendeten Schriftarten des Auftraggebers müssen im Dokument eingebettet sein.

4. Einmalleistungen für Einrichtung des Versandmoduls (Einrichtungskosten) 

4.1. Der Auftraggeber übernimmt folgende Kosten für die Errichtung des Versandmoduls als einmalige Kosten: 

· Einrichtung des Nachrichtenprofiles und der Senderprofile (jeweils im Test und Echtsystem);
· Testunterstützung;
· Einrichtung des Druck-Jobs und Workflows; 

· Bestellung der Amtssignatur (optional);

· Erstellung des Amtssignatur-Logos und Einrichtung am Versandmodul (optional).
5. Entgelt
5.1. Es gelten die in Anlage ./1  vereinbarten Preise. Alle angeführten Preise verstehen sich jeweils als Nettobeträge in EUR exklusive der gesetzlich geschuldeten Abgaben, insbesondere der Umsatzsteuer.
5.2. Die Verrechnung erfolgt auf Basis der tatsächlich durchgeführten Leistungen unter Zugrundelegung der vereinbarten Preise in Anlage ./1

5.3. Das Beförderungsentgelt für die physische Zustellung durch den Zusteller sowie das Entgelt für Zusatzleistungen sind in den Preisen nicht berücksichtigt und werden gesondert verrechnet. 
5.4. Der Auftragnehmer hat das Recht, eine jährliche Preisanpassung im Rahmen der Wertbeständigkeit der hier vereinbarten Entgelte vorzunehmen. Als Maß zur Berechnung der Wertbeständigkeit dient der von der Statistik Austria monatlich verlautbarte Verbraucherpreisindex 2016 bzw. der von Amts wegen an seiner Stelle tretende Index. Als Bezugsgröße für Anpassungen ist die für den Monat des Inkrafttretens dieser Vereinbarung bekannt gegebene Indexzahl heranzuziehen. Schwankungen der Indexzahl von bis zu 5 % nach oben oder unten bleiben unberücksichtigt. Diese Schwankungsbreite ist bei jedem Überschreiten nach oben oder unten neu zu berechnen, wobei stets die erste außerhalb des jeweiligen Spielraumes gelegene Indexzahl die Grundlage sowohl für die Neufestsetzung des Entgeltbetrages als auch zur Berechnung des neuen Spielraumes bildet. Alle Veränderungsraten sind auf eine kaufmännisch gerundete Dezimalstelle zu berechnen. Davon unberührt bleibt das Recht des Auftragnehmers, die Preise jederzeit entsprechend den gesetzlichen Vorgaben anpassen zu dürfen. 
6. Rechnungslegung/Zahlungsbedingungen 

6.1. Der Auftragnehmer legt dem Auftraggeber jeweils monatlich im Nachhinein eine Abrechnung über die im Vormonat erbrachten Leistungen. Die Einrichtungsgebühr wird nach erfolgter Einrichtung (siehe Punkt 4) in Rechnung gestellt. Das Entgelt für die im Abrechnungsmonat vom Auftragnehmer erbrachten Leistungen ist jeweils am ersten Tag des auf die Leistungserbringung folgenden Monats fällig.
6.2. Einwendungen gegen in Rechnung gestellte Entgeltforderungen sind innerhalb von drei Monaten ab Rechnungsdatum beim Auftragnehmer schriftlich zu erheben; andernfalls gilt die Entgeltforderung des Auftragnehmers als anerkannt. Einwendungen hindern nicht die Fälligkeit des Rechnungsbetrages.

6.3. Die Zahlung erfolgt gemäß den Konditionen der mit dem Auftraggeber abgeschlossenen Stundungsvereinbarung in der jeweils geltenden Fassung.
6.4. Im Hinblick auf die Gewährung oder den Widerruf einer Stundung, das Recht der Post, eine Sicherheitsleistung zu verlangen sowie nähere Regelungen dazu, gelten sinngemäß die Bestimmungen laut den Allgemeinen Geschäftsbedingungen Brief National idjgF, Punkt 1.5.2 (letzter Absatz von Punkt 1.5.2 findet keine Anwendung; abrufbar unter www.post.at). Bei Nichteinhaltung der vereinbarten Zahlungstermine ist der Auftragnehmer berechtigt, die laufenden Leistungen einzustellen und/oder nach Setzung einer Nachfrist vom Vertrag zurückzutreten und/oder bis zur Beendigung des Zahlungsverzuges sämtliche weitere Leistungen nur dann zu erbringen, wenn die Bezahlung des dafür zustehenden Entgelts im Voraus bar erfolgt.
7. Gewährleistung
7.1. Die Gewährleistungsfrist beginnt mit dem Eingang der Daten im Versandmodul. Die Gewährleistungsfrist beträgt sechs Monate. Der Regressanspruch gemäß § 933b ABGB ist ausgeschlossen.
7.2. Der Auftraggeber verpflichtet sich Gewährleistungsmängel unverzüglich in schriftlicher Form zu melden und deren Vorhandensein nachzuweisen. Der Auftragnehmer verpflichtet sich die unverzüglich schriftlich gemeldeten Gewährleistungsmängel zu beseitigen, sofern sie im Zeitpunkt der Übergabe – vom Auftraggeber nachgewiesen - vorhanden waren. Der Auftraggeber kann bei einem behebbaren Mangel vorerst nur die Verbesserung dieses Mangels verlangen. Wird ein Fehler nicht innerhalb einer den Umständen angemessenen Frist beseitigt oder wäre die Behebung mit unverhältnismäßig hohem Aufwand verbunden, so hat der Auftraggeber das Recht auf Preisminderung, und, sofern es sich nicht um einen geringfügigen Mangel handelt, auch auf Rücktritt vom fehlerhaften Vertragsteil.

7.3. Ergibt die Überprüfung einer Mängelanzeige, dass ein Gewährleistungsfall nicht vorliegt, werden die Kosten der Überprüfung gemäß den aktuellen Stundensätzen des Auftragnehmers an den Auftraggeber in Rechnung gestellt. 

7.4. Für allfällige aus dem Titel der Leistungsstörungen resultierende Schäden gilt Punkt 8 entsprechend.

8. Haftung 

8.1. Ab vollständigem Eingang der Daten im Versandmodul liegt die Verantwortung für die Generierung der jeweiligen Leistung beim Auftragnehmer. Der Auftragnehmer ist nicht verpflichtet, erhaltene Daten und Informationen auf deren logischen Gehalt zu prüfen; den Auftragnehmer trifft diesbezüglich keine Warnpflicht. 

8.2. Der Auftraggeber trägt die alleinige Verantwortung für die von ihm oder von ihm zurechenbaren Dritten hochgeladenen, empfangenen, versendeten und gespeicherten Nachrichten, Daten und Inhalte. Die angebotenen Services dürfen daher insbesondere nicht für rechtswidrige Zwecke und/oder missbräuchlich und/oder sicherheits-/betriebsgefährdend verwendet werden. Der Auftraggeber hält den Auftragnehmer diesbezüglich schad- und klaglos. 
8.3. Der Auftragnehmer haftet nicht für vom Auftraggeber beigestelltes Material (z.B. Formulare) oder geringfügige Abweichungen vom Muster, z.B. an Farbe, Reinheit, Beschaffenheit, Güte, Schwere oder Deckungsgenauigkeit. Sofern der Auftragnehmer das Material des Auftraggebers allenfalls aufgrund einer separaten Vereinbarung lagert, trifft den Auftragnehmer für eine mangelhafte Lagerung und die daraus entstehenden Schäden keine Haftung.
8.4. Der Auftragnehmer haftet für einen entstandenen Schaden - sofern es sich nicht um einen Personenschaden handelt - nur insoweit, als ihm Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.
8.5. Die Haftung des Auftragnehmers ist generell mit einem Betrag in der Höhe von EUR 500,00 netto je Schadensfall und überdies insgesamt auf höchstens EUR 10.000,00 netto je Kalenderjahr beschränkt. 
8.6. Eine Haftung des Auftragnehmers für höhere Gewalt, entgangenen Gewinn, reine Vermögensschäden, Zinsverluste, mittelbare Schäden oder Folgeschäden, ausgebliebene Einsparungen, verloren gegangene oder veränderte Daten oder Schäden aufgrund von Ansprüchen Dritter ist ausgeschlossen.

8.7. Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz nachzuweisen und allfällige Ersatzansprüche gegen den Auftragnehmer innerhalb von sechs Monaten ab Kenntnis des Schadens und des Schädigers und unabhängig von dieser Kenntnis innerhalb von einem Jahr ab Eintritt des Schadens, gerichtlich geltend zu machen.

9.  Geheimhaltung und Beauftragung von Subunternehmen
9.1. Die Vertragsparteien verpflichten sich zur Geheimhaltung aller im Zusammenhang mit der Ausführung dieser Vereinbarung erlangten Kenntnisse (insbesondere sämtliche Daten der jeweiligen Vertragspartei, sämtliche innerbetriebliche Abläufe, Prozesse und geschäftliche Angelegenheiten der Vertragsparteien und der von ihnen beauftragten Subunternehmen sowie allfällige Betriebsgeheimnisse) sowie zur Geheimhaltung des Inhaltes der gegenständlichen Vereinbarung selbst, sofern sie nicht in einem bestimmten Fall schriftlich von dieser Verpflichtung von der Gegenseite entbunden werden (das Recht nach Punkt 12.2 dieser Vereinbarung bleibt davon unberührt). Die Vertragsparteien verpflichten sich zudem zur Einhaltung der jeweils gültigen Datenschutzbestimmungen.

9.2. Die Geheimhaltungspflicht wird durch das Ende der Vereinbarungsdauer nicht berührt. Erhaltene und erstellte Unterlagen, Dokumente, Daten und Datenträger („Unterlagen“) sind nach Beendigung der Geschäftsbeziehung auf Anfrage mit Ausnahme einer Kopie zur internen Dokumentation umgehend zurückzustellen. 

9.3. Der Auftraggeber erteilt dem Auftragnehmer hiermit ausdrücklich seine Zustimmung zur Beauftragung von Subunternehmen.
10. Immaterialgüterrechte

10.1. Für die Prüfung des Rechtes der Vervielfältigung aller an den Auftragnehmer zur Leistungserbringung weitergeleiteten Daten ist der Auftraggeber allein verantwortlich. Der Auftraggeber ist verpflichtet, dem Auftragnehmer gegenüber allen Ansprüche Dritter, die aufgrund des von dem Auftraggeber zur Verfügung gestellten Dateninhaltes aus Verletzungen von Urheber-, Leistungsschutz-, Persönlichkeits- oder sonstigen gewerblichen Schutzrechten erhoben werden, schadlos zu halten.

10.2. Das umfassende Urheberrecht mit allen Befugnissen an allen vom Auftragnehmer bzw. deren Subunternehmen erstellten Programmen, Dokumentationen, Methoden, Konzepten und sonstigen erstellten Unterlagen steht ausschließlich diesen zu, auch wenn und soweit diese Ergebnisse durch die Mitarbeit oder Vorgaben des Auftraggebers entstanden sind. Jede Verletzung der Immaterialgüterrechte des Auftragnehmers bzw. dessen Subunternehmen zieht Schadenersatzansprüche nach sich. In einem solchen Fall ist volle Genugtuung zu leisten.

11. Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung
11.1. Die Vereinbarung tritt mit Unterzeichnung in Kraft und wird auf unbestimmte Dauer abgeschlossen. 
11.2. Die Kündigung ist unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten zum Ende eines Kalendermonates per Einschreiben zu erklären; für die Rechtzeitigkeit der Kündigung ist das Datum des Postaufgabestempels maßgeblich. Das Recht der Vertragsparteien auf vorzeitige Beendigung der Vereinbarung mit sofortiger Wirkung aus wichtigem Grund bleibt davon unberührt. 
11.3. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn:

· der Auftraggeber seine Mitwirkungspflichten wiederholt mangelhaft erbringt, 

· der Auftraggeber gegenüber dem Auftragnehmer mit Zahlungsverpflichtungen nach erfolgsloser Mahnung unter Setzung einer Nachfrist von zwei Wochen im Verzug ist,

· wenn der Auftraggeber der Aufforderung zur Sicherheitsleistung oder Vorauszahlung nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig nachkommt,

· wenn hinsichtlich des Auftraggebers ein Insolvenzverfahren mangels kostendeckenden Vermögens abgewiesen wird,

· wenn der Auftraggeber gröblich oder wiederholt sonstige wesentliche vertragliche Pflichten verletzt.

· wenn der Auftraggeber gegen Punkt 9 dieser Vereinbarung (Geheimhaltung) verstößt.
12. Sonstiges

12.1. Mündliche Nebenabreden zu dieser Vereinbarung bestehen nicht. Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Ein Schriftformverzicht muss schriftlich vereinbart werden.
12.2. Der Auftraggeber stimmt zu, unter Verwendung seines Namens/Logos in der Kundenreferenzliste des Auftragnehmers und des Post-Konzerns (Österreichische Post AG etc.) angeführt zu werden.

12.3. Sollten einzelne Bestimmungen der Vereinbarung ungültig oder unwirksam sein oderwerden, so werden die Vertragsparteien einvernehmlich eine gültige bzw. wirksame Bestimmung festlegen, die den ungültigen bzw. unwirksamen Bestimmungen wirtschaftlich am nächsten kommt. Die Ungültigkeit oder Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen hat keine Auswirkung auf die Gültigkeit bzw. Wirksamkeit der gesamten Vereinbarung.
12.4. Sämtliche Rechte und Pflichten aus der Vereinbarung gehen auf allfällige Rechtsnachfolger beider Vertragsparteien über.
12.5. Für sämtliche Streitigkeiten ist das sachlich zuständige Gericht in 1030 Wien örtlich zuständig. Sämtliche Streitigkeiten aus und im Zusammenhang mit dem Vertrag unterliegen österreichischem Recht, unter Ausschluss des UN-Kaufrechts und sonstiger kollisionsrechtlicher Bestimmungen.
12.6. Sämtliche Anlagen zu dieser Vereinbarung gelten als Bestandteile dieser Vereinbarung.

Anhänge: Anlage ./1 „Preisliste“

	Wien, am

	

	
	Österreichische Post AG


	
	

	

 
	



	
	Österreichische Post AG
 

	
	


	……………….., am ……………….. 
	

	
	[bitte ergänzen]

	
	


Anlage 1

PREISLISTE - RÜCKSCHEIN CLIENT

	Einrichtungskosten:

Anbindung, Einrichtung Sender Profil, Behördenkennung, Mandantenerstellung inkl. Einrichten im SAP System der Post, Test
	Preis (exkl. USt.) 

	bis 1.000 EW
	€ 249,-

	bis 2.500 EW
	€ 269,-

	bis 5.000 EW
	€ 459,-

	bis 10.000 EW
	€ 629,-

	bis 20.000 EW
	€ 1.039


	Erstellung Amtssiegel (Optional)
Gestaltung der visuellen Ausprägung der Amtssignatur.

Vorschlag für einen Kundmachungstext auf der Webseite der Rechtsträgerin im HTML-Format. Vorschlag für die gesicherte Veröffentlichung der Bildmarke. (Das Zertifikat wird zusätzlich direkt von ATrust verrechnet) 
	Preis (exkl. USt.) 

	Amtssiegel
	€ 280

	Aufbringung Amtssiegel
	Im Zuge des Versands gratis.


	Produktionskosten A4/SW/
(Druck, Kuvertierung, Post Aufgabe, Lagerung der Originale, zzgl. Portokosten)
	Preis (exkl. USt.) 

	Basis Hybrid RSa/Sb (2 Seiten, Kuvert)
	€ 0,89

	Basis Internationaler Übernahmeschein 
(1 Seite, Karte, Kuvert)
	€ 0,97

	Zusätzliche Seite (Duplex)
	€ 0,057


	Elektronische Übermittlung
(Es entstehen keine zzgl. Druck- und Portokosten)
	Preis (exkl. USt.)

	Behördlicher Zustelldienst
	€ 0,44


Abrechnung 
Die Dienstleistung wird über den Stundungsvertrag der Behörde abgerechnet.
Porto
Das Porto wir über das Stundungskonto der Behörde getrennt abgerechnet
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